
 

Laufbahnmodernisierungen  

vom Landtag beschlossen 
  

Der Gesetzesentwurf zu den Änderungen im Laufbahnrecht wurde heute im Landtag – leider ohne 

weitergehende inhaltliche Änderungen – beschlossen.  

Nachdem am 09.05.2025 der Innenausschuss die Annahme des Gesetzesentwurfs zur 

„Modernisierung des öffentlichen Dienstes – Laufbahnrecht“ empfohlen hatte, wurden bis zur 

heutigen 2. Lesung im Landtag noch zwei Änderungsanträge sowie zwei Entschließungsanträge 

kurzfristig eingereicht. Schwarz-Grün brachte nur noch „notwendige Folgeänderung[en]“ ein – 

dementsprechend keine inhaltlichen Änderungen. Die SPD forderte wenigstens noch die 

grundsätzliche Streichung der Bagatellgrenze bei Mehrarbeit und damit einen wichtigen Aspekt 

für alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst.  

Der eher formale Änderungsantrag von CDU und den Grünen wurde heute gemeinsam mit dem 

ansonsten inhaltlich unveränderten Gesetzesentwurf angenommen und damit beschlossen. Der 

Änderungsantrag der SPD über die Abschaffung der sog. Bagatellgrenze wurde abgelehnt.  

Innenminister Reul führte zu der Abschaffung der Bagatellgrenze aus, dass hierzu weiterer 

Beratungsbedarf bestünde, weswegen dieser Aspekt nicht voreilig beschlossen werden solle. Er 

betonte, dass generell die aktuellen Änderungen im Laufbahnrecht einen ersten Schritt zur 

Modernisierung des öffentlichen Dienstes darstellen, dementsprechend weitere Schritte folgen 

würden. Die weiteren von SPD und FDP noch ergänzend vorgebrachten Entschließungsanträge 

wurden heute im Landtag abgelehnt.  

Erich Rettinghaus: „Tiefgreifende Änderungen sind damit aktuell zwar leider nicht auf den Weg 

gebracht worden. Wir werden uns weiter für den Wegfall der Bagatellgrenze, Verbesserungen und 

einer Modernisierung des öffentlichen Dienstes einsetzen. Positive Entwicklungen hinsichtlich der 

beschlossenen Aspekte bleiben abzuwarten. Ebenso bleibt abzuwarten inwiefern und wann 

weitere Schritte, insbesondere hinsichtlich angemessener Besoldungsanpassungen – auch 

hinsichtlich geleisteter Mehrarbeit – sowie die dringend nötige Absenkung der Wochenarbeitszeit, 

unternommen werden.“ 

v.i.S.d.P. Erich Rettinghaus, Vorsitzender 
            Düsseldorf, 21.05.2025 
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